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Bonn, den 26. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zoligesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit 
geltenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 25/69 — Erhöhung des 
Zollkontingents für Walzdraht — 2. Halb- 
jahr 1969) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übermittelt worden. 


Brandt 
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Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 25/69 — Erhöhung des Zollkontingents für Walzdraht — 

2. Halbjahr 1969) 


Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt 
geändert durch das Zwölfte Gesetz zur Änderung 
des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 (Bundesgesetzbl, I 
S. 879), verordnet die Bundesregierung, nachdem 
dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme ge- j 
geben worden ist, mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Im Deutschen Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 II 
S. 1044) in der am 31. Dezember 1969 geltenden Fas- 
sung wird mit Wirkung vom 1. Juli 1969 im Anhang 
Zollkontingente/2 in der Bestimmung zu den Tarif- 
stellen aus 73.15- A-IV-b- 1 und B - IV - b - 1 


(Walzdraht, nur warm gewalzt usw.) die Mengen- 
angabe „7500 t" ersetzt durch: „10 500 t". 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
] kündung in Kraft. 
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Begründung 


(1) Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften hatte gestützt auf eine Vereinbarung der im 
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten vom 28. Mai 1969 mit Entscheidung 
Nr. 69/197/EGKS vom 18. Juni 1969^) die Bundes- 
regierung ermächtigt, für das zweite Halbjahr 1969 
zollfreie Kontingente zu eröffnen für 

1. Spezialwalzdraht aus Qualitätskohlenstoffstahl, 
für die Autoreifenindustrie 

aus Tarifstelle 73.15 - A - IV - b - 1 
1400 t, 

2. Spezialwalzdraht aus Qualitätskohlenstoffstahl, 
zum Herstellen von kaltgezogenem Federdraht 

aus Tarifstelle 73.15 - A - IV - b - 1 
6100 t. 

Im Rahmen des unter Nr. 2 bezeichneten Kontingents 
war auch Spezielwalzdraht aus legiertem Stahl — 
aus Tarifstelle 73.15 - B - IV - b - 1 — , zum Herstellen 
von Ventilfedern zur Einfuhr zugelassen. 

(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Zollkontingente 
sind zu einem Gesamtkontingent in Höhe von 7500 t 
zusammengefaßt worden, das durch die Verordnung 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 
Nr. L 168/15 


zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr, 11/69 
— Waren der EGKS — 2. Halbjahr 1969) vom 
16. Dezember 1969“) eröffnet und am 3. November 
1969 ausgenutzt worden war. 

(3) Auf Antrag der Bundseregierung hat die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften gestützt 
auf eine befürwortende Stellungnahme der im Rat 
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten vom 6. Dezember 1969 mit Entscheidung vom 
22. Dezember 1969^) die Bundesrepublik ermächtigt, 

die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichnete Anteilmenge 
um 600 t auf 2000 t und 

die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Anteilmenge 
um 2400 t auf 8500 t zu erhöhen. 

(4) Aufgrund dieser Ermächtigung wird in Berück- 
sichtigung der die Erhöhung erfordernden wirtschaft- 
lichen Entwicklung durch die vorliegende Verord- 
nung das Zollkontingent (vgl. Absatz 2) für das 
zweite Halbjahr 1969 wieder in Zusammenfassung 
der Einzelmengen insgesamt um 3000 t auf 10 500 t 
erhöht. 


2) Bundesgesetzbl. II S. 2233 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1970 
Nr. L 10/7 
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